
  

 

Neubaustrecke Frankfurt-Mannheim - Parlamentarische Befassung 
Eingabe der Stadt Weiterstadt - Forderungen zur Eingabe in die Parlamentarische 
Befassung 
 
Forderungen der Stadt Weiterstadt 
 
Es werden seitens der Stadt Weiterstadt im Rahmen der parlamentarischen Befassung 
folgende Maßnahmen gefordert: 
 
1. An der Bestandsstrecke der Rhein-Main-Bahn südlich von Braunshardt sind zum 
Schutz der Anwohnerinnen und Anwohner aktive Schallschutzmaßnahmen am 
Schienenweg wie insbesondere Schallschutzwände mit 6 m Höhe bis zum westlichen 
Ortsrand von Braunshardt zuzüglich einer Überstandslänge nach Westen von 150 m, 
gemessen vom westlichsten Gebäude, zu errichten, sowie passive 
Schallschutzmaßnahmen an den Gebäuden vorzusehen. Außerdem sind in diesem 
Streckenabschnitt sogenannte „Besonders überwachte Gleise (BÜG)" einzurichten 
und sogenannte Schienenstegdämpfer einzubauen, um die Rollgeräusche der Züge 
zu minimieren. Das BÜG und die Schienenstegdämpfer sollen für den gesamten 
Ausbau- und Neubaubereich und daran anschließend bis zum westlichen Ortsrand 
von Braunshardt zuzüglich einer Überstandslänge nach Westen von 150 m, 
gemessen vom westlichsten Gebäude, eingerichtet werden. 
 
2. Die ICE-Neubaustrecke führt östlich der Autobahn an Gräfenhausen vorbei. Die 
aktuelle Planung der DB sieht vor, dass zwischen A5 und Neubaustrecke eine 
Lärmschutzwand errichtet werden soll, um die Bevölkerung vor dem Schienenlärm 
der Neubaustrecke zu schützen. Zusätzlich zu dieser Lärmschutzwand soll ein 
Erdwall zwischen Gräfenhausen und der A5 aus den Erdmassen errichtet werden, die 
im Zuge der Baumaßnahme anfallen. Der Massenverbringungswall ist zum Schutz 
der Bevölkerung und zur Verbesserung der Auswirkungen des Gesamtlärms (Auto, 
Schiene, Flugzeuge) in Gräfenhausen nicht nur als Massenverbringung, sondern als 
aktive Lärmschutzmaßnahme mit einer Höhe von 3,50 m ab Fahrbahnoberkante in 
die Planung aufzunehmen. 
 
3. Die aktuelle Planung der DB sieht vor, dass die ICE-Neubaustrecke zwischen 
Autobahn A5 und dem bestehenden Gewerbegebiet im Osten Weiterstadts in einem 
Tunnel verläuft, der in offener Bauweise errichtet werden soll. Für diesen 
Streckenabschnitt ist eine geschlossene Bauweise umzusetzen. Durch den 
geschlossenen Tunnel erfolgt zum einen ein besserer Lärmschutz, da der Tunnel 
aufgrund der tieferen Lage insgesamt eine längere unterirdische Streckenführung 
bedeutet. Zum anderen führt die geplante offene Bauweise während der Bauzeit 
aufgrund der beengten örtlichen Verhältnisse in diesem Streckenabschnitt zu 
erheblichen bauzeitlichen Einschränkungen der Infrastruktur und zu einem größeren 
Flächenbedarf. Bei dieser Bauweise ist insbesondere in Bezug auf ÖPNV, 
Anfahrtszeiten der Feuerwehr im Stadtgebiet, Nahversorgung, Erreichbarkeit der 
Gewerbebetriebe während der Bauzeit daher mit sehr langfristigen Einschränkungen 
zu rechnen. 
 
4. Die aktuelle Planung der DB sieht für die Neubaustrecke bei Gräfenhausen (Weiterstadt) 
eine Schallschutzwand westlich der Neubaustrecke vor, deren Höhe je nach Bereich 4,00 
m ü. Schienenobergrenze bzw. 4,50 m ü. Schienenobergrenze betragen soll. Die 



Höhenangaben beruhen auf der Annahme, dass nur eine niedrige Zahl von 45 Güterzügen 
in der Nachtzeit von 22:00 bis 06:00 Uhr auf diesem Abschnitt der Neubaustrecke fahren 
wird. Um die Bewohner von Gräfenhausen auch in Zukunft effektiv vor dem 
Güterverkehrslärm zu schützen und den Fall abzudecken, dass zukünftig deutlich mehr 
Güterzüge auf die Neubaustrecke gelenkt werden, ist eine höhere Lärmschutzwand 
vorzusehen. Die Stadt Weiterstadt fordert eine überwiegend auf 6 m erhöhte (bisher 4 m 
bzw. 4,5 m) und verlängerte Schallschutzwand von km 15,800 (bisher km 16,050) bis km 
18,550  
 

 Abschnitt Nord : 4 m Höhe von km 15,800 bis km 16,260  

 Abschnitt Mitte: 6 m Höhe von km 16,260 bis km 18,070  

 Abschnitt Süd : 4 m Höhe von km 18,070 bis km 18,550  
 
 
 
 
 
 
 
 

BITTE BEACHTEN 
 

 
Wir weisen darauf hin, dass die oben aufgeführten Forderungen aus der Parlamentarischen 
Befassung stammen, in der die sogenannten „übergesetzlichen“ Forderungen auf Basis der 
bis dahin (Mai und Juli 2024) zur Verfügung stehenden Informationen vorzutragen waren. 
  
In der aktuellen Verfahrensphase der förmlichen Offenlage können die Schreiben von 
Betroffenen lediglich zum groben Verständnis der absehbaren Auswirkungen und darauf 
basierenden Forderungen der Stadt dienen und nicht etwa als Vorlage für das Verfassen 
und Begründen der Einwendungen herangezogen werden. Insofern nun Einwendungen von 
Privaten vorgetragen werden, sind dafür grundsätzlich die aktuell in der Offenlage 
befindlichen Projektinformationen heranzuziehen und die Einwendungen individuell zu 
begründen. 


